
2 0. Okt 1954

55Für das Nachschlagewerk! ja 

Für die Sammlung! ja

Für die Fachpresse! ja

Gesetz:§§ 10, 22 Abs. 1, 25 BetrVG

Leitsätze:

1) Wird der Betriebsrat auf Grund nur eines einzigen Wahlvor­

schlags in Cemeinschaftswähl gewählt, so ist es Sache jeder 

Gruppe dafür Sorge zu tragen, daß der YYahlvorschlag so 

viel Kandidaten und Ersatzmitglieder für den Betriebsrat 

aufweist, daß das gesetzliche Gruppenverhältnis mangels 

abweichender Vereinbarung während der gesamten Wahlperiode 

auch bei vorzeitigem Ausscheiden eines Betriebsratsmit­

glieds aufrechterhalten werden kann.

2) Stellt in einem solchen Fall die Minderheitsgruppe keinen 

oder nicht genügend wählbare Ersatzmitglieder auf, die bei 

Ausscheiden des oc-.er der in den Betriebsrat gewählten Ver­

treter nachrücken können, so rücken ein oder«mehrere Er- 

satzmitglieder der anderen Gruppe in den Betriebsrat nach.

3) Obwohl das gesetzliche Gruppenverhältnis nach § 10 BetrVG 

dann nicht mehr gewahrt bleibt, findet gleichwohl keine 

Neuwahl des Betriebsrats statt, weil in diesem Fall dem 

der Grundsatz der Stetigkeit der Betriebsratsarbeit ent­

gegensteht .

Aktenzeichen: 1 ABR 11/54

Beschluß des BAG vom 20. 10. 1954 LAG Düsseldorf
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i_ ABR_ 11/54
55

B e s _c_ h_ 1_ u... s_ s 
In Sachen

hat der Exste Senat des Bundesarbeitsgerichts 
unter Mitwirkung des Präsidenten des Bundes - 
arbeitsgerichts Prof. Lr. Nipperdey als Vor - 
sitzenden und der Bundesriehter Lr. König und 
Di-. Poelmann sowie der Bundesarbeitsrichter 
Kettner und Hüsing in der Sitzung vom 20.Oktober 
1954 beschlossen;

Die Rechtsbeschwerde der Rechtsbeschwerde- 
führerin gegen den Beschluß des Landes - 
arbeitsgeiichts’Düsseldorf vom 9.Pebruar 
1954 - 2a BV Ta 11/55 - wird zurückge­
wiesen .
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2 55
G- r ü n d_ e_

'Die Belegschaft der Beisselsgrube, die zur Rhei­
nischen AG für Braunkohlenbergbau gehört, beschloß 
im Februar 1953 in getrennten .^ahlgängen für Ange­
stellte und Arbeiter die gemeinsame Wahl des Betriebs­
rats gemäß § 13 Abs« 2 BetrVG» Zur Belegschaft gehör­
ten 328 Arbeiter und 38 Angestellte»

Am 24. Februar 1953 erließ der ..ahlvorstand für 
die auf den 25» März 1953 anberaumte Betriebsrats­
wahl das Wahlausschreiben, hur ein Wahlvorschlag mit 
19 Bewerbern wurde eingereicht, der von 40 Wahlbe­
rechtigten unterzeichnet worden war» Einsprüche gegen 
Wählerliste und V.ahlvorschlag gingen nicht ein» An 
der 4. stelle des eingereichten einzigen Wahlvorschlags 
stand als Angestelltenvertreter der Angestellte Btt8Rf° 
Ein Ersatzmann war für ihn nicht vorhanden, weil 
keiner der Angestellten bereit war, sich hierfür auf­
stellen zu lassen» In der Wahl wurden sodann 9 Betriebs- 
ratsmitglieder gewählt» Unter dieser., befand sich an 
7. Stelle der Angestellte BjHHBI mit 110 Stimmen als 
Vertreter der Minderheitsgruppe. Die Gewählten nahmen 
die V,ahl an» Das Wahlergebnis wurde am 26» März 1953 
ordnungsgemäss bekannt gemacht» Eine Wahlanfechtung 
^erfolgte nicht»

Der Angestellte BgBHHS schied im Juli 1953 aus 
dem Betrieb und damit auch aus dem Betriebsrat aus»
Am 31. Juli 1953 gab der Betriebsratsvorsitzende be­
kannt, daß anstelle des ausgeschiedenen BfiBMHi der 
Dreher S», der die nächsthöchste Stimmenzahl erhal­
ten hatte, in den Betriebsrat nachrücke. Eie Interes­
sen der Angestelltenschaft würden in Zukunft durch 
das öetriebsratsmitglied CgBSB? wahrgenommen werden»
GpBB war mit der zweithöchsten Stimmenzahl gewählt 
worden. Er wurde damals als Grubenarbeiter beschäf­
tigt, war aber früher seiner beruflichen Vorbildung 
gernäß Ang;e stellter»

-  P  -
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- 3 -
Die Hechtsbeschwerdeführerin ist der Ansicht, 

mit Ausscheiden des B. sei der Betriebsrat auf Grund 
des § 22 Abs. 1 b) BetrVG neu zu wählen gewesen» Ihr 
dementsprechender Antrag wurde durch Beschluß des 
Arbeitsgerichts Köln vom 2. September 1953 und ihre 
hiergegen zulässigerweise eingelegte Beschwerde 
durch Beschluß des Landesarbeitsgerichts Düsseldorf 
(Köln) vom 9« Februar 1954 zurückgewiesen. Das Lan­
desarbeitsgericht hat gegen seinen Beschluß die 
Rechtsbeschwerde zugelassen.

Der landesarbeitsgerichtliche Beschluß wurde 
der Rechtsbeschwerdeführerin am 1. März 1954 zuge­
stellt. Sie legte hiergegen am 13« März 1954 Rechts­
beschwerde ein, mit der sie ihren Antrag auf Fest­
stellung, der Betriebsrat sei neu zu wählen, weiter­
verfolgt» Die Rechtsbeschwerdeführerin rügt unrich­
tige Anwendung der Bestimmungen der §§ 10, 22 Abs. 1 b) 
BetrVG.

Der Rechtsbeschwerdegegner bittet um Zurück­
weisung der Rechtsbeschwerde.

Die Rechtsbeschwerde ist zulässig, weil sie 
kraft Zulassung statthaft, auch form- und fristgerecht 
eingelegt und begründet worden ist (§§ 92 Abs. 1 S.
1j 94 Abs. 1, ..bs. 2 ArbGG). Sie ist aber nicht be­
gründet .

Gemäß § 22 Abs. 1 b) BetrVG ist der Betriebs­
rat dann neu zu wählen, wenn .die Gesamtzahl der Be- 
triebsratsmitglieder nach Eintreten sämtlicher Er­
satzmitglieder unter die vorgeschriebene Zahl der 
Betriebsratsmitglieder gesunken ist. Die Gesamtzahl 
der Betriebsratsmitglieder ist aber nach Eintreten 
des Ersatzmitgliedes S. für den ausgeschiedenen B» 
nicht unter die vorgeschriebene Zahl der Betriebs- 
ratsmitglied-r gesunken. S. ist vielmehr unter

- 4 -
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4 55
Beachtung der Vorschrift des § 25 BetrVG- ordnungsge­
mäss nachgerückto

Zu Unrecht glaubt die Rechtsbeschwerdeführerin,
S. habe für den ausgeschiedenen B. nicht nachrücken 
können, weil jener nicht Angestelltenvertreter sei.
Dies würde nur dann richtig sein, wenn auf dem einzi­
gen Wahlvorschlag wenigstens noch ein Angestelltenver­
treter als Ersatzmitglied von Seiten der Angestellten 
benannt worden und vorhanden gewesen wäre. Dann hätte 
dieses .Ersatzmitglied für den ausgeschiedenen B. 
nachrücken müssen (Galperin, BetrVG, 2. Aufl. § 25 
Anm. 12). Auf dem einzigen Wahlvorschlag befand sich 
jedoch kein weiterer Angestelltenvertreter als Ersatz­
mitglied, der für B. hätte nachrücken können. Nun 
legt zwar § 10 BetrVG das Gruppenverhältnis im Be­
triebsrat .zwingend fest. Doch ist es Sache der in der 
Belegschaft vertretenen Gruppen, dafür Sorge zu tra­
gen, daß sie im Betriebsrat entsprechend dieser Vor­
schrift vertreten sind. Unterlässt dies eine Gruppe, 
indem sie sich. z.B. an der Wahl gar nicht beteiligt 
oder es ablehnt, genügend Vertreter zu benennen, so 
bleibt diese Gruppe eben im Betriebsrat ohne jede 
cder genügende Vertretung. Ihr mangelndes Interesse 
an der Betriebsratswahl und Betriebsratstätigkeit 
kann nicht zu Lasten der gesamten Belegschaft und 
ihrer Vertretung gehen (Dietz, EetrVG 1953, § 10 Anm.
11; Galperin, aaO. § 10 Anm. 5). Entsprechendes muss 
gelten, wenn, wie hier, die Angestelltengruppe be­
wusst darcauf verzichtet hat, für den Angestelltenver- 
treter B. auf dem einzigen V/ahlvorschlag ein Ersatz­
mitglied zu benennen, das bei Ausscheiden des B. als 
Vertreter der Angestelltenschaft in den Betriebsrat 
hätte nachrücken können. Unter diesen Umständen'kön­
nen sich die Angestellten der Beisselsgrube nicht 
auf die Vorschrift des § 10 BetiVG berufen. Sie haben 
kein rechtzeitiges Interesse an einer Währung deß
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keit nicht berührt, wenn das Verfahren vor und bei 
der Betriebsratsnahl nicht den Vorschriften der 
WahlO entsprochen haben sollte (§ 1 des Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes vom 8.
Januar 1953 über die Verlängerung der Wahlperiode 
der Betriebsräte vom 20. März 1953 in BGBl. 1953 
I S. 57).

Die Rechtsbeschwerdeführerin meint schliesslich 
noch, es müsse geprüft werden, wie sich die hier 
vertretene Auffassung gemäss § 6 nbs. 1 des Ge­
setzes über die Mitbestimmung der Arbeitnehmer in 
den Aufsichtsräten und Vorständen der Unternehmen 
des Bergbaus und der Eisen und Stahl erzeugenden 
Industrie vom 21. Mai 1951 (BGBl. I S. 347) aus­
wirke. Die Beisselsgrube unterliege nämlich diesem 
Mitbestimmungsgesetz. Es kommt jedoch für die Ent­
scheidung der Streitigkeit auf die Auswirkung gemäß 
§ 6 Abs. 1 des Mitbestimmungsgesetzes in-Bergbau 
und Eisenindustrie nicht an. Denn für die Entschei­
dung sind allein die Grundsätze des BetrVG mass­
gebend. Im übrigen ist die Auswirkung der Ent­
scheidung mit Bezug auf § 6 Abs. 1 des Mitbestim­
mungsgesetzes in Bergbau und Eisenindustrie klar. 
Durch den Betriebsrat der Beisselsgrube kann, weil 
er durch Gemeinschaftswahl auf Grund eines einzigen 
Wahlvorschlages, der nur einen Angestelltenvertre­
ter und keine Ersatzmitglieder der Angestellten­
gruppe enthielt, gewählt worden war, kein Ange­
stelltenmitglied noch V/egfall des B. während der 
Wahlperiode in den gern. § 6 Abs. 1 des Gesetzes 
vorgesehenen Angestelltenwahlkörper entsandt wer­
den. Diese Folge hat sich die Angestelltenschaft 
durch ihre Interesselosigkeit, genügend Angestell­
tenvertreter auch als Ersatzmitglieder zu benennen, 
selbst zuz'üschreiben
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Die Entscheidung ergeht gebühren- und aus- 
lagenfiei (§ 12 Abs. 4 ArbGG).

gez. lipperdey Dr. König Dr. Poelmann

Hüsing Ketther
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